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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2008 Ausgegeben am 19. Dezember 2008 Teil II 

480. Verordnung: Änderung der Suchtgiftverordnung 

480. Verordnung der Bundesministerin für Gesundheit, Familie und Jugend, mit der die 
Suchtgiftverordnung geändert wird 

Auf Grund des § 10 Abs. 1 Z 2, 4 bis 7 und Abs. 2 des Suchtmittelgesetzes (SMG), BGBl. I 
Nr. 112/1997, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 143/2008, wird verordnet: 

Die Suchtgiftverordnung – SV, BGBl. II Nr. 374/1997, zuletzt geändert durch die Verordnung 
BGBl. II Nr. 166/2008, wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 5 entfällt. 

2. § 2 Abs. 1 und 2 lautet: 
„(1) Die Erzeugung, Verarbeitung, Umwandlung, der Erwerb und Besitz von Suchtgift ist, sofern die 

§§ 6, 7 oder 10a nicht anderes bestimmen, und unbeschadet allfälliger nach anderen Rechtsvorschriften 
erforderlicher Bewilligungen, nur nach Maßgabe einer Bewilligung der Bundesministerin für Gesundheit, 
Familie und Jugend und nur in der von dieser bewilligten Höchstmenge gestattet. 

(2) Bewilligungen gemäß Abs. 1 dürfen, soweit Abs. 3 nicht anderes bestimmt, nur 
Gewerbetreibenden mit einer Berechtigung zur Herstellung von Arzneimitteln und Giften und zum 
Großhandel mit Arzneimitteln und Giften gemäß § 94 Z 32 der Gewerbeordnung 1994, und jeweils nur 
im notwendigen Umfang unter Festsetzung einer Höchstmenge, erteilt werden. Zum Großhandel mit 
Arzneimitteln Berechtigten darf eine solche Bewilligung nur erteilt werden, wenn sie ein Detailgeschäft 
überhaupt nicht oder doch räumlich vollkommen getrennt führen.“ 

3. Im § 2 Abs. 4 werden nach der Z 2 die folgenden Z 2a und 2b eingefügt: 
 „2a. bei Anträgen gemäß Abs. 2 den Nachweis einer gültigen Bewilligung gemäß § 63 Abs. 1 des 

Arzneimittelgesetzes (BGBl. Nr. 185/1983); 
 2b. jenes Suchtgift bzw. eine Auflistung jener Suchtgifte, für das bzw. die um Bewilligung 

eingekommen wird, einschließlich der voraussichtlich im betreffenden Kalenderjahr jeweils 
benötigten Höchstmenge sowie des Zwecks (der  Zwecke) gemäß Abs. 2 oder 3, für den (die) das 
Suchtgift benötigt wird;“ 

4. § 5 Abs. 1 lautet: 
„(1) Die nach § 2 Abs. 2 Berechtigten dürfen Suchtgift nur abgeben an Gewerbetreibende mit einer 

Berechtigung zur Herstellung von Arzneimitteln und Giften und zum Großhandel mit Arzneimitteln und 
Giften gemäß § 94 Z 32 der Gewerbeordnung 1994, an die im § 6 Abs. 1 genannten wissenschaftlichen 
Institute und öffentlichen Anstalten, an die Wachkörper des Bundes und die Behörden, denen die 
Vollziehung des Suchtmittelgesetzes obliegt (§ 7 Abs. 1), an die Sanitätseinrichtungen des Bundesheeres 
(§ 7 Abs. 2), an die organisierten Notarztdienste (§ 7 Abs. 2a), an die öffentlichen Apotheken und 
Anstaltsapotheken (§ 7 Abs. 3) sowie gegen Vorweisung der Bewilligung an die nach § 2 Abs. 3 
Berechtigten.“ 

5. § 7 Abs. 1 lautet: 
„(1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes, die Zollorgane sowie die Behörden, denen die 

Vollziehung des Suchtmittelgesetzes obliegt, benötigen für den Erwerb und Besitz von Suchtgift insoweit 
keine Bewilligung der Bundesministerin für Gesundheit, Familie und Jugend, als sie dieses für 
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Schulungs- und Ausbildungszwecke benötigen oder ihnen Suchtgift in Vollziehung des 
Suchtmittelgesetzes zukommt.“ 

6. Nach § 7 Abs. 2 wird ein neuer Absatz 2a eingefügt. § 7 Abs. 2 und 2a lautet: 
„(2) Die Sanitätseinrichtungen des Bundesheeres benötigen für die Verarbeitung, den Erwerb und 

Besitz von Suchtgift insoweit keine Bewilligung der Bundesministerin für Gesundheit, Familie und 
Jugend, als sie dieses für die ärztliche oder zahnärztliche Versorgung der Angehörigen des Bundesheeres 
benötigen oder es für die veterinärmedizinische Behandlung sowie für die Ausbildung der im Bundesheer 
in Verwendung stehenden Tiere notwendig ist. 

(2a) Die organisierten Notarztdienste benötigen für die Verarbeitung, den Erwerb und Besitz von 
Suchtgift insoweit keine Bewilligung der Bundesministerin für Gesundheit, Familie und Jugend, als sie 
dieses für die notärztliche Tätigkeit benötigen.“ 

7. § 7 Abs. 4 lautet: 
„(4) Auf den Erwerb und Besitz von Suchtgift durch Ärzte, Zahnärzte, Tierärzte, Dentisten, 

Krankenanstalten, sonstige Einrichtungen, die über ein Arzneimitteldepot verfügen (§ 9 Abs. 1 
Suchtmittelgesetz) sowie Personen, an die es von einer Apotheke auf Grund ärztlicher oder zahnärztlicher 
Verschreibung abgegeben worden ist, ist § 2 Abs. 1 nicht anzuwenden.“ 

8. § 8 Abs. 4 und 5 lautet: 
„(4) Über die Eignung der jeweiligen Vormerkungen gemäß Abs. 1 bis 3 entscheidet die 

Bundesministerin für Gesundheit, Familie und Jugend. Kopien der Belege über abgegebene 
Suchtgiftmengen sind auf Verlangen dem Bundesministerium für Gesundheit, Familie und Jugend zu 
übersenden. 

(5) Ärzte, Zahnärzte, Dentisten und Tierärzte, die Suchtgift bei der Ausübung ihres Berufes 
benötigen, die Krankenanstalten und die veterinärmedizinischen Kliniken und Anstalten, ferner die im § 6 
Abs. 1 genannten Institute und Anstalten sowie die organisierten Notarztdienste haben über Bezug und 
Verwendung von Suchtgift der Anhänge I, II, IV und V dieser Verordnung derart genaue 
Vormerkungen zu führen, dass sie den Behörden über Verlangen Auskünfte hierüber erteilen können.“ 

9. § 9 Abs. 1 lautet: 
„(1) Die öffentlichen Apotheken, Anstaltsapotheken sowie die ärztlichen und tierärztlichen 

Hausapotheken haben ein mit fortlaufenden Seitenzahlen versehenes Vormerkbuch zu führen, in dem der 
Lagerbestand zum 1. Jänner eines jeden Jahres, der Bezug, die Bezugsquelle und die Abgabe von 
Suchtgift, mit Ausnahme der im Anhang III genannten pharmazeutischen Zubereitungen, einzutragen 
sind. Suchtgiftbezüge sind mit den Lieferscheinen auszuweisen. Als Beleg für die Suchtgiftabgabe an 
Ärzte, Zahnärzte, Dentisten oder Tierärzte für ihren Berufsbedarf oder an Krankenanstalten dient die 
Verschreibung (Suchtgiftrezept). Die Suchtgiftabgabe an andere Apotheken einschließlich der ärztlichen 
und tierärztlichen Hausapotheken ist mit dem Lieferschein oder einem anderen geeigneten Beleg 
auszuweisen. Suchtgifteingänge sind sofort, Suchtgiftausgänge spätestens am Monatsende - bei Suchtgift-
Dauerverschreibungen spätestens am Monatsende nach der letzten Abgabe - zusammengefasst in das 
Vormerkbuch einzutragen. Der Gesamtausgang von Suchtgiften des Anhanges II dieser Verordnung ist 
spätestens am Jahresende einzutragen. Am 31. Dezember eines jeden Jahres ist eine Bestandsaufnahme 
der tatsächlich vorhandenen Suchtgifte vorzunehmen; etwaige Differenzen sind im Vormerkbuch 
auszuweisen.“ 

10. § 10 Abs. 1 lautet: 
„(1) Die im § 2 Abs. 2 genannten Erzeuger und Arzneimittelgroßhändler haben bis zum 31. Jänner 

jeden Jahres dem Bundesamt für Sicherheit im Gesundheitswesen in zweifacher Ausfertigung 
Nachweisungen über den Verkehr mit Suchtgift sowie die Erzeugung, Verarbeitung und Umwandlung 
von Suchtgift im abgelaufenen Kalenderjahr vorzulegen. Die im § 2 Abs. 3 Genannten haben bis zum 
31. Jänner jeden Jahres dem Bundesamt für Sicherheit im Gesundheitswesen in zweifacher Ausfertigung 
Nachweisungen über den Bezug von Suchtgift sowie die Erzeugung, Verarbeitung und Umwandlung von 
Suchtgift im abgelaufenen Kalenderjahr vorzulegen.“ 

11. Dem § 10 wird folgender Abs. 4 angefügt: 
„(4) Das Bundesamt für Sicherheit im Gesundheitswesen hat dem Bundesministerium für 

Gesundheit und Frauen bis längstens 10. Juni jeden Jahres  die zur Berichterstattung über Suchtgifte an 
den Kontrollrat der  Vereinten Nationen erforderlichen statistischen Daten vorzulegen.“ 
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12. Dem § 10 wird folgender § 10a samt Überschrift angefügt: 
„Anbau von Pflanzen der Gattung Cannabis zwecks Gewinnung von Suchtgift für die Herstellung 

von Arzneimitteln 
§ 10a. (1) Die gemäß § 6a des Suchtmittelgesetzes zum Anbau von Cannabispflanzen zwecks 

Gewinnung von Suchtgift für die Herstellung von Arzneimitteln sowie damit verbundene 
wissenschaftliche Zwecke berechtigte Österreichische Agentur für Gesundheit und Ernährungssicherheit 
GmbH hat die mit dem Anbau der Cannabispflanzen im Zusammenhang stehenden Vorgänge durch 
Führung von Vormerkungen zu dokumentieren. Die Vormerkungen haben zu umfassen 
 1. den Bestand an Cannabispflanzen zu Beginn jedes Vegetationszyklus, geordnet nach Sorten, 
 2. jeden Bezug von Cannabissamen oder -pflanzen im Inland, geordnet nach Sorten, samt Datum 

sowie Bezugsquelle, 
 3. Ort und Zeit des Anbaus von Cannabispflanzen, geordnet nach Sorten und Mengen; als Anbau 

gilt jede Art der An- und Aufzucht, der Vermehrung sowie der Inkulturhaltung; 
 4. die Lage und Größe der Kulturflächen, auf denen der Anbau der Cannabispflanzen erfolgt, 

geordnet nach Cannabissorten, 
 5. die Lage und Größe der Fläche, auf der die Lagerung der Cannabispflanzen oder des daraus 

gewonnen Cannabis erfolgt, 
 6. jede Abgabe von Cannabispflanzen oder von aus den Cannabispflanzen gewonnenem Cannabis, 

geordnet nach Sorten, sowie das Datum der Abgabe, die abgegebene Menge und den Abnehmer, 
 7. die im Zuge des Anbaus im jeweiligen Vegetationszyklus oder nach dem Ernten und der 

Trocknung entsorgte Menge an Ernteresten, letalen Pflanzen, Rückschnittsverlusten sowie an 
Cannabis, 

 8. den Bestand an Cannabispflanzen am Ende jedes Vegetationszyklus, geordnet nach Sorten, 
 9. die Menge des je Sorte aus den Cannabispflanzen im jeweiligen Vegetationszyklus gewonnenen 

Cannabis. 
(2) Im Falle, dass die Österreichische Agentur für Gesundheit und Ernährungssicherheit GmbH für 

den Anbau von Pflanzen der Gattung Cannabis zwecks Gewinnung von Suchtgift für die Herstellung von 
Arzneimitteln oder damit verbundene wissenschaftliche Zwecke eine Tochtergesellschaft gegründet hat 
(§ 6a Abs. 1 des Suchtmittelgesetzes), obliegt dieser die Dokumentation gemäß Abs. 1. 

(3) § 8 Abs. 6 erster und dritter Satz ist anzuwenden. Den mit der Überwachung betrauten 
Amtsorganen ist der Zugang zu den Anbauflächen, Betriebsstätten und Lagerstätten zu ermöglichen. 

(4) Der Vorrat an Cannabispflanzen und Cannabis darf in der Regel die für die Erzeugung von 
Suchtgift im folgenden Halbjahr erforderliche Menge nicht übersteigen.“ 

13. § 12 samt Überschrift lautet: 
„Suchtgiftbezug durch Ärzte, Zahnärzte, Dentisten und Tierärzte 

§ 12. Ärzte und Zahnärzte, Dentisten und Tierärzte dürfen Suchtgift für ihre Hausapotheke und für 
ihren Praxisbedarf nur aus inländischen öffentlichen Apotheken beziehen.“ 

14. § 13 samt Überschrift lautet: 
„Behandlung, Verschreibung und Abgabe 

§ 13. Suchtgifthaltige Arzneimittel dürfen nur nach den Erkenntnissen und Erfahrungen der 
medizinischen, zahnmedizinischen oder der veterinärmedizinischen Wissenschaft, insbesondere auch für 
Schmerz- sowie für Entzugs- und Substitutionsbehandlungen, verschrieben, abgegeben oder im Rahmen 
einer ärztlichen, zahnärztlichen oder tierärztlichen Behandlung am oder im menschlichen oder tierischen 
Körper unmittelbar zur Anwendung gebracht werden.“ 

15. Der Einleitungssatz im § 15 Abs. 1 lautet: 
„(1) Der Arzt oder Zahnarzt darf an einem Tag für den Praxisbedarf als Höchstmenge verschreiben:“ 

16. § 17 Abs. 2 lautet: 
„(2) Jede ärztliche, zahnärztliche oder tierärztliche Verschreibung von Suchtgift unterliegt den 

besonderen Formvorschriften der §§ 18 bis 22. Bei Verschreibung von Suchtgift für den Bedarf einer 
Krankensanstalt, der durch eine Anstaltsapotheke desselben Rechtsträgers gedeckt wird, sowie bei 
Verschreibung von Suchtgift für den Bedarf von Stationen innerhalb einer Krankenanstalt kann anstelle 
des Formblattes gemäß § 18 Abs. 1 auch ein anderes geeignetes Formblatt verwendet werden; von der 
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Kennzeichnung als Suchtgiftverschreibung durch Aufkleben der Suchtgiftvignette (§ 22 Abs. 1 Z 1) kann 
abgesehen werden.“ 

17. § 18 lautet: 
„§ 18. (1) Suchtgifte der Anhänge I, II und IV dieser Verordnung sind, soweit sie nicht im Rahmen 

der Substitutionsbehandlung verschrieben werden (§ 21) und soweit der Arzt oder Zahnarzt zur 
Verordnung von Arzneimitteln auf Kosten des Trägers einer sozialen Krankenversicherung oder einer 
Krankenfürsorgeanstalt berechtigt ist, auf dem Rezeptformular der sozialen Krankenversicherung oder 
Krankenfürsorgeanstalt zu verschreiben. Andere Ärzte oder Zahnärzte sowie Tierärzte haben die 
Verschreibung auf einem Privatrezept vorzunehmen. In jedem Fall hat der Arzt, Zahnarzt oder Tierarzt 
durch Aufkleben der Suchtgiftvignette (§ 22 Abs. 1 Z 1) auf der Vorderseite des Rezeptes dieses als 
Suchtgiftverschreibung zu kennzeichnen. 

(2) Nur im Notfall (bei Gefahr für das Leben des Patienten) ist die Verschreibung von Suchtgift 
ausnahmsweise auch ohne Aufkleben der Suchtgiftvignette oder, im Falle von Ärzten oder Zahnärzten 
mit Berechtigung zur Verordnung mit Arzneimitteln auf Kosten des Trägers einer sozialen 
Krankenversicherung oder einer Krankenfürsorgeanstalt, auf anderen als den im Abs. 1 erster Satz 
genannten Rezeptformularen zulässig. Die Verschreibung ist in diesen Fällen durch den Vermerk 
„Notfall“ zu kennzeichnen. Die Abgabe in Notfällen darf nur in der kleinsten im Handel erhältlichen 
Packung erfolgen. Die Apotheke hat den verschreibenden Arzt, Zahnarzt oder Tierarzt unverzüglich nach 
Vorlage der Notfallverschreibung, und möglichst vor der Abgabe des Suchtgiftes, über die Abgabe zu 
informieren. Dieser ist verpflichtet, unverzüglich die Verschreibung auf einer mit einer Suchtgiftvignette 
versehenen Suchtgift-Einzelverschreibung der Apotheke nachzureichen, die die Abgabe vorgenommen 
hat. Eine Ablichtung der Notfallverschreibung ist, sofern es sich um eine Substitutionsverschreibung 
handelt, von der abgebenden Apotheke unmittelbar nach Abgabe des Arzneimittels, längstens jedoch vor 
Ablauf des der Abgabe folgenden Werktages, dem nach dem Wohnsitz des Patienten zuständigen 
Amtsarzt zu übersenden; als Übersendung gilt auch die Übermittlung in elektronischer Form, wenn 
sichergestellt ist, dass die übermittelte Notfallverschreibung ausschließlich auf einem Empfangsgerät der 
betreffenden Behörde einlangt. Kann die Notfallverschreibung wegen Verwendung zu 
Verrechnungszwecken nicht in Form des Originals als Ausgangsbeleg im Sinne des § 9 dem 
Suchtgiftvormerkbuch angeschlossen werden, so ist stattdessen eine Abschrift oder Ablichtung als 
Ausgangsbeleg zu verwenden. 

(3) Die Verordnung des Suchtgiftes ist vom verschreibenden Arzt, Zahnarzt oder Tierarzt, die 
Abgabe des Suchtgiftes von der Apotheke zu dokumentieren. Die Dokumentation hat in geeigneter Form 
zu erfolgen und hat die fortlaufende Alphanummerierung der auf der Verordnung aufgebrachten 
Suchtgiftvignette sowie die im § 19 Abs. 1 Z 1 bis 6 angeführten Angaben zu enthalten. Die 
Dokumentation ist drei Jahre, nach dem Ausstellungsdatum des Rezeptes geordnet, aufzubewahren und 
auf Verlangen den Behörden zu übersenden oder vorzulegen.“ 

18. § 19 Abs. 1 Z 1 lautet: 
 „1. den Namen und Berufssitz – bei Wohnsitzärzten den Wohnsitz - des Arztes, Zahnarztes oder 

Tierarztes (Stampiglie);“ 

19. § 19 Abs. 3 lautet: 
„(3) Fehlen 

 1. die wörtlichen Angaben gemäß Abs. 1 Z 4 oder 
 2. die im Abs. 1 Z 5 angeführte Angabe oder 
 3. das Ausstellungsdatum gemäß Abs. 1 Z 6 oder 
 4. der gemäß § 16 Abs. 4 anzubringende Vermerk „praescriptio indicata“ oder 
 5. der gemäß § 21 Abs. 5 anzubringende Vermerk „zur Substitutionsbehandlung“, 
so darf der Apotheker diese nach eingeholter Weisung des Arztes oder, in den Fällen der Z 1 bis 3, des 
Zahnarztes nachtragen. Gleichzeitig hat der Arzt oder Zahnarzt in der Dokumentation der Verschreibung 
(§ 18 Abs. 3) diesen Nachtrag vorzunehmen und als Nachtrag kenntlich zu machen.“ 

20. § 22 Abs. 2 und 3 lautet: 
„(2) Die im Abs. 1 genannten Vignetten und Formblätter sind, außer in Fällen begründeten 

Verdachts des Suchtgiftmissbrauchs, durch die Bezirksverwaltungsbehörde an zur selbständigen 
Berufsausübung berechtigte Ärzte, Zahnärzte und Tierärzte, die diese bei ihrer Berufsausübung 
benötigen, oder an von diesen ermächtigte Personen sowie an Krankenanstalten gegen 
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Empfangsbestätigung unentgeltlich auszufolgen oder über Anforderung als Einschreibsendung 
zuzusenden. Die örtliche Zuständigkeit der Bezirksverwaltungsbehörde richtet sich nach dem Berufssitz 
oder Dienstort des Arztes, Zahnarztes oder Tierarztes bzw. dem Sitz der Krankenanstalt, bei 
Wohnsitzärzten und Wohnsitzzahnärzten nach ihrem Wohnsitz. 

(3) Die Suchgiftvignetten sind diebstahlsicher aufzubewahren. Ein etwaiger Verlust oder Diebstahl 
von Suchgiftvignetten ist unbeschadet einer Anzeige bei der Sicherheitsbehörde vom Arzt, Zahnarzt oder 
Tierarzt oder von der Krankenanstalt unter Anführung der betreffenden Alphanummernfolge dem 
Bundesministerium für Gesundheit, Familie und Jugend unverzüglich bekannt zu geben. Eine Kopie der 
bei der Sicherheitsbehörde erstatteten Anzeige ist der Bekanntgabe anzuschließen.“ 

21. Der Beistrich am Ende des § 23b Abs. 2 Z 5 wird durch einen Punkt ersetzt und die Z 6 bis 8 
entfallen. 

22. § 23f Abs. 5 lautet: 
„(5) Die Einrichtung, bei der der Patient gegebenenfalls eine psychosoziale Begleitbetreuung 

wahrnimmt, ist von Rückfällen des Patienten in den Suchtgiftmissbrauch, insbesondere auch von 
positiven Harnbefunden, nach Maßgabe des § 8a Abs. 2 des Suchtmittelgesetzes in Kenntnis zu setzen, 
damit sie den Rückfall mit dem Patienten bearbeiten kann.“ 

23. § 23j lautet: 
„§ 23j. Ärzte haben für Meldungen und Mitteilungen gemäß § 8a Abs. 1 des Suchtmittelgesetzes das 

dafür vorgesehene Meldeblatt (Anhang VIII) zu verwenden.“ 

24. § 24 Abs. 1 und Abs. 2 erster Satz lautet: 
„(1) Suchtgifthaltige Arzneimittel dürfen von Personen, denen sie ärztlich oder zahnärztlich 

verordnet worden sind, in einer dem Absatz 3 entsprechenden Menge im Reiseverkehr in das 
Bundesgebiet eingeführt und im Bundesgebiet mitgeführt werden, sofern sie im Besitz einer vom 
verschreibenden Arzt oder Zahnarzt oder von der im Herkunftsstaat zuständigen Behörde beglaubigten 
Bescheinigung im Sinne des Artikels 75 des Schengener Durchführungsübereinkommens sind. 

(2) Für Zwecke des Reiseverkehrs, insbesondere in die übrigen Vertragsparteien des Schengener 
Übereinkommens, hat der Arzt oder Zahnarzt, der ein Arzneimittel verschreibt, das ein in den Anhängen 
I, II, oder IV oder – sofern es zur Substitutionsbehandlung verordnet wird – im Anhang III angeführtes 
Suchtgift enthält, oder die Bezirksverwaltungsbehörde, eine Bescheinigung im Sinne des Artikels 75 des 
Schengener Durchführungsübereinkommens auszustellen, wenn die Person das Suchtgift während der 
Reise benötigt.“ 

25. § 24 Abs. 3 lautet: 
„(3) Der Arzt oder Zahnarzt darf für Zwecke des Reiseverkehrs suchtgifthaltige Arzneimittel für den 

persönlichen Bedarf für die Dauer von längstens 30 Tagen verschreiben.“ 

26. § 24 Abs. 5 lautet: 
„(5) Das Bundesministerium für Gesundheit, Familie und Jugend ist die zentrale Bundesdienststelle 

für Fragen im Zusammenhang mit Artikel 75 des Schengener Durchführungsübereinkommens. Vordrucke 
der Bescheinigung gemäß Abs. 2 werden von der Bundesministerin für Gesundheit, Familie und Jugend 
aufgelegt und den Bezirksverwaltungsbehörden unentgeltlich ausgefolgt. Ärzten, Zahnärzten oder von 
ihnen ermächtigten Personen sind Vordrucke von der Bezirksverwaltungsbehörde unentgeltlich 
auszufolgen. Für Zwecke gemäß Abs. 2 dürfen Ablichtungen der Vordrucke einschließlich der 
Rückseiten hergestellt und verwendet werden.“ 
 27. Der bisherige Anhang VIII entfällt, er wird durch den als Anlage angeschlossenen neuen Anhang 

VIII ersetzt. 
 28. Anhang IX entfällt. 

Kdolsky 
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